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55. Jahrgang

Amtlicher Teil

Nr . 178/7 . 15. C 1.
zu Nr . 75788 I a.

Berlin,  den 24. Juli 1915.

Bekanntmachung.
Dem Königlichen Generalkommando erwidert das

Kriegsministerium im Einvernehmen mit dem Herrn Reichs¬
kanzler und dem Herrn Minister des Innern auf das
gefällige Schreiben vom 5. 6 . 1915 ergebenst nachstehendes:

Nach 8 27 Gesetz vom 11. 2. 1888 erfolgt der Auf
ruf des Landsturms nach Jahresklassen . Durch den Auf-
m vom 28. 5. 1915 - A . V . Bl . S . 253 - wrrd daher
u . a . die ganze jüngste Jahresklasse des I Aufgebots be¬
troffen , soweit die Aufgerusenen das 17. Lebensjahr bereits
vollendet haben oder sobald sie dies Lebensjahr vollenden.
Tie Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 28.
5 15 _ A . B . Bl . S . 254 — , wonach die rm ^ nlande

sich aufhaltenden Aufgerufenen sich in der Zeit vom 8.

und 7. Juni 1915 . M  4636 Kreisblatt Nr . 131 zur Kennt¬
nis und Beachtung.

Der ttönifil . Landrat
Duderstadt.

C b 526. Berlin,  den 9. August 1915.
Bekanntmachung.

Seine Majestät der Kaiser und König haben in Er¬
weiterung der in meinem Runderlaß vom 8. September
1914. — Cb 1564 — kundgegebenenAllerhöchsten Be¬
stimmung zu genehmigen geruht , daß außer den von den
deutschen Bundesfürsten verliehenen Kriegsauszeich¬
nungen  auch die Kriegsauszeichnungen , die von den mit
dem Deutschen Reich verbündeten Staatsoberhäuptern ver¬
liehen worden sind , sogleich ohne Antrag von den An¬
gehörigen des preußiichen Heeres angelegt werden dürfen.

Der Minister des Innern.
In Vertretung:

Drews.
» * *

I 6542 . Diez,  den 19. August 1915.
Wird veröffentlicht im Anschluß an den im anrrl.

sich aufyarrenoeu i«*» *r . V.l” r, | Kreisblatt Nr . 223 am 24. 9. 1914 bekanntgegebenen Er
bis einschließlich 10. Zum zur Landsturmrolle anz - Ministers des Innern vom 8. 9 . 1914.
den haben , hat hiernach für die jüngste Jahreskla „ e I . " ' v *'. . —.. D - (v .*x _ Koi+tutntTPn IUv 11 IIUUvHj  vJW-V vji.v-VHWu.j I A oi ,
Aufgebots die Wirkung , daß sich zunächst zu dem bestimmte,
Zeitpunkte zur Landsturmrolle alle diejenigen anmeloen
müssen , die bereits bis 10 . Juni 1915 . einschließlich das
wehrpflichtige Alter erreicht haben . Für diejenigen die
erst nach dem 10. Juli 1915 das 17. Lebensjahr voll
enden , besteht die Verpflichtung zur Anmeldung zur Land

sturmrolle mit dem Zeitpunkt des Eintritts in das loegr-
pflichtige Alter . Um tägliche Meldungen zu vermeiden,
bestehen keine Bedenken , die Anmeldungen m bestimmten
Zeitabschnitten erstatten zu lassen.

' Kriegsministerium.
Im Aufträge:

gez. o. Wrisberg.

Der Laudrat.
Duderstadt.

M 6768 . Diez,  den 19. August 1915.
«n die Herren Bürgermeister des Kreises.

Abdruck mit Bezug auf meine Kreisblattbekanntma¬
chungen vom 5. Juni 1915 M 4599 , Kreisblatt Nr . 130,

J, -Nr . II . 8398 . Diez,  den 18 . August 1915.
Än »te Herren Bürgermeister-

Betr . : Ausgabe von Brotbüchern an Mili-
tärpersonen und G efa n ge ne n - Arbeit s ko m -
mand os in der Zeit vom 26 . Juli bis  15.
A u g u st 1915.

Mit Bezug auf meine Verfügung vom 11. Mal d . Jrs ..
J .-Nr . II . 4897 , haben Sie mir bestimmt binnen 8
Tagen  zu berichten , wieviel Brotbücher Sie in der Zeit
vom 26. Juli bis 15. August d. I . an Militärpersonen
(Urlauber , Verwundete , Einquartierte ujw .) und Gefan-
genen -Arbeitskommandos ausgegeben haben und an wie¬
viel Tagen dieselben auf Grund der Brotbücher Brot be¬
ziehen konnten.

Eventl . ist Fehlanzeige zu erstatten.
Der Borsitzcuvc aes Kreisausschusses.

Duderstadt.
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Eintrittsgelder.

Kapitalzinsen.

Jahresbeiträge von Kassen-
mitgliedern.
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Beiträge von den in den Ruhestand

getretenen Lehrern.
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Königliche Regierung, Abteilung sür Kirche«- und Schulwesen.
Festgestellt:Qp pr Rt>aii»riiri68-Sekretär.

I. 4266. Diez,  den 11. Juni 1915.
An die Ortspolizeibehörden

und die Herren Gendarmen des Kreises.
Die Zahl der Fälle, in denen Kriegsgefangene, viel¬

fach mit Erfolg, Fluchtversucheunternommen haben, ist in
letzter Zeit außergewöhnlich gewachsen. Es sind hauptsäch¬
lich Russen, teils aus den großen Stammlagern , teils aus
Arbeitslagern entwichen. Da ein Entkommen von Kriegs¬
gefangenen insofern erhebliche Gefahren für die Allgemeinheit
in sich birgt, als Gewalttätigkeiten, Einbrüche und Diebstähle

zu befürchten , auch Racheakte (Brandstiftung und dergl .) nicht
ausgeschlossen sind, müssen aus Gründen der öffentlichen
Sicherheit alle Aufsichtsbehörden und Beamte , sowohl bei
der Mitüberwachung als auch bei der Ermittelung und Wieder¬
einbringung von Entwichenen tatkräftig Mitwirken.

Ich ersuche dies zu beachten und insbesondere die im
Kreise beschäftigten Kriegsgefangenen , soweit dies eben mög¬
lich ist, im Auge zu behalten.

Der Landrat.
Duderstadt.
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Leipziger Straße 2.

Ausführungsanweisung
zu der Verordnung des Bundesrats gegen übermäßige
Preissteigerungen vom 23. Juli 1915 (R.-G.-Bl . 467).

Auf Grund des 8 4 der Bundesratsverordnung gegen
übermäßige Preissteigerungen (R .-G.-Bl . S . 467) wird zur
Ausführung dieser Verordnung folgendes bestimmt:

6. Vor dem Erlaß der Anordnung , durch die das Eigen¬
tum übertragen wird , ist der Besitzer der Gegenstände zu
hören , falls ihm nicht bereits bei den Erhebungen über dre
Zulässigkeit der Enteignung Gelegenheit zur Aeußerung ge¬
geben ist.

7. Tie Anordnung , durch die das Eigentum übertragen
wird , ist umgehend, nötigenfalls telegraphisch, dem Besitzer
und dem neuen Eigentümer mitzuteilen . Tie Uebermitte-
lung erfolgt im Wege der vereinfachten Zustellung oderjsn-rA Brioi . brr ^ elearammen gegen Emp-

1. Für 'das im 8 1 vorgesehene Verfahren der Ueber¬
tragung des Eigentums an Gegenständen des täglichen Be- j
darfs ist neben der Landeszentralbehörde der Regierungs¬
präsident , im Landespolizeibezirk Berlin der Polizeipräsi¬
dent, zuständig.

2. Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne der 88 2, 3
der Verordnung ist der Regierungspräsident , im Landes¬
polizeibezirk Berlin der Polizeipräsident.

3. Tie Möglichkeit der Uebertragung des Eigentums
soll übermäßigen Preissteigerungen bei Gegenständen des
täglichen Bedarfs und der Neigung entgegenwirken, solche
Gegenstände in der Erwartung ungewöhnlicher Preissteige-
runa einstweilen dem Verkehre vorzuenthalten . Es liegt
im allgemeinen Interesse , wenn das Enteignungsverfahren
gegebenenfalls rücksichtslos angewendet wird.

Tie Bekanntmachung über Vorratserhebungen vom 2.
Februar 1915 (R.-G.-BI . S . 54) bietet die Möglichkeit,
Ausschluß darüber zu gewinnen, ob ein im Verkehr auf¬
tretender Mangel an Gegenständen des täglichen Bedarfs
durch eine spekulative Zurückhaltung verursacht ist.

Bei der Beurteilung der Frage , ob Gegenstände des
täglichen Bedarfs über Gebühr zuruckgehalten worden sind,
wird häufig die Person des Eigentümers von Bedeutung
sein Sind die Gegenstände von dem Eigentümer in Aus¬
übung seines Berufs zum Zwecke der Veräußerung erzeugt
oder erworben , so werden die Voraussetzungen für die Ent¬
eignung insoweit nicht gegeben sein, als die Vorräte die
Mengen nicht übersteigen, die im regelmäßigen Wirtschafts-
uüo Geschäftsbetriebe zur allmählichen Versorgung des
Marktes erforderlich sind und erst nach und nach abgegeben
zu werden pflegen. Tiefe Gesichtspunkte kommen im all¬
gemeinen nicht in Betracht , wenn sich die Gegenstände,
namentlich in größeren Mengen, in der Hand von Personen
befinden, die sich vor Ausbruch des Krieges nicht mit
ihrem Vertriebe befaßt haben.

Ter Zurückhaltung der Gegenstände ist es gleich zu ach¬
ten, wenn sie den Verbrauchern und dem Handel nur zum
Scheine oder zu übermäßigen , die Möglichkeit von An¬
käufen beeinträchtigenden Preisen oder unter Bedingungen
angeboten werden, die das Angebot als nicht ernst ge¬
meint erkennen lassen.

4. Ter mit der Verordnung verfolgte Zweck verlangt,
daß die zu enteignenden Gegenstände so bald wie möglich
dem Verbrauche 'zugeführt werden. In der Regel werden
daher die Gemeinden, ortsansässige Händler oder Konsuln¬
vereine, die bereit sind, den Absatz der Gegenstände zu
bewirken, als Erwerber in Frage kommen. Ihnen ist dre
Verpflichtung aufzuerlegen , die Gegenstände unverzüglich
zu einem von der enteignenden Behörde zu bestimmenden
oder zu genehmigenden Preise an das Publikum abzugeben.

5. Zur Einleitung des Verfahrens der Uebertragung
des Eigentums ist ein Antrag nicht erforderlich.

Tie örtlichen Verwaltungsbehörden haben, sobald ihnen
ein Fall bekannt wird , in dem die gesetzlichen Voraussetzun¬
gen für die Enteignung gegeben sind, unverzüglich, nötigen-

fangsanzcige . ' .. ^
Ter Besitzer der Gegenstände haftet bis zur Uebernahme

durch den Erwerber für ihre ordnungsmäßige Aufbewah¬
rung ; besondere Unkosten, die dem Besitzer durch die Ber-
lvahrung nachweislich erwachsen, können bei der Festsrelluug
des Uebernahmepreises berücksichtigt werden.

8. Ter Uebernahmepreis ist, falls nicht etwa ein niedri¬
gerer Höchstpreis besteht, in der Regel in Höhe des Ein¬
kaufspreises, bei selbsterzeugtcn Gegenständen in Höhe der
Herstellungskosten festzusetzen. Sind die Gegenstände zu
diesem Preise nicht verwertbar , so ist der Uebernahmepreis
entsprechend niedriger Zu bemessen. Ties gilt nach 8 2
Abs. 4 der Verordnung nicht für die nach dem 23. Juli 1915
aus dem Auslande eingeführten Gegenstände. Uebersteigt
der in Aussicht genommene Uebernahmepreis den Einkaufs¬
preis oder die Herstellungskosten um 5 vom Hundert , so ist
gemäß 8 2 Abs. 3 der Verordnung unverzüglich unter
eingehender Begründung an die Landeszentralbehörde zu
berichten. . .. . .

Auf die Anhörung von Sachverständigen kann im Ern-
verständnis mit dem bisherigen Besitzer der Gegenstände
verzichtet werden.

9. Tie Fälligkeit des Uebernahmepreises ist bei der Fest¬
setzung zu bestimmen. Kann der Uebernahmepreis nach
Lage der Verhältnisse nicht sofort ermittelt oder entrichtet
werden, so ist eine angemessene, sofort fällige Abschlags¬
zahlung festzusetzen. Für die Begleichung des Restes rönnen
unter Berücksichtigungder voraussichtlichen Tauer des Ver¬
kaufs der enteigneten Gegenstände erforderlichenfalls Teil¬
zahlungen bewilligt werden, deren Fälligkeit jedoch nicht
mehr als vier Wochen über den Zeitpunkt der Uebertragung
des Eigentums hinausgeschoben werden soll.

Ter Uebernahmepreis ist vom Fälligkeitstag an mit 6
vom Hundert zu verzinsen.

10. Tie Uebertragung des Eigentums und die Zufüh¬
rung der enteigneten Gegenstände an den Verbrauch dürfen
dadurch nicht aufgehalten werden, daß die Festsetzung des
Uebernahmepreises nicht sofort erfolgen kann, oder daß ge¬
mäß 8 2 Abs. 3 der Verordnung für den festgesetzten Ueber¬
nahmepreis die Bestätigung der Landeszentralbchörde cin-
geholt werden muß.

11. Die baren Auslagen des Verfahrens , insbesondere
die den Sachverständigen zu gewährende Vergütung , sind
in der Regel dem bisherigen Eigentümer der Gegenstände
aufzuerlegen ; sie können bei der Festsetzung des Ueber¬
nahmepreises berücksichtigt werden.

Gebühren werden nicht erhoben. Bare Auslagen sind,
soweit erforderlich, von der 'zuständigen Behörde vorschuß¬
weise zu leisten.

12. In der Tagespresse erscheinen zahlreiche Anzeigen,
in denen unter die Verordnung fallende Gegenstände in
größeren Mengen zum Ankauf angeboten werden. Insoweit
solche Anzeigen unter Chiffre erfolgen oder ersichtlich von
Personen ausgehen, die weder Produzenten sind noch in
den angekündigten Waren berufsmäßig Handel treiben , liegt
der Verdacht nahe, daß mit ihnen reine Spekulationszwecke
verfolgt werden. Derartigen Fällen ist deshalb nachzn-
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2>ev miniftev für # anPcl uttP bewerbt.
Dr.  Sydotv.

Der Minister - für Landwirtschaft , Domänen
«nd Forsten'
In Vertretungr

Küster.
Der « inister »e- Inner «.

Im Aufträge:
von Jarotzkh.
* * •

l 6579 . Diez,  den 19 . August 1915.
Abdruck teile ich den Herren Bürgermeistern des Kreises

zur Kenntnisnahme und Beachtung mit.
Ich verweise auf die Ziffer 5 und 6 der Ausführungs¬

anweisung und ersuche mir im gegebenen Falle über den
festzusetzenden Uebernahmepreis (Z. 8 a . a . O.) zu berichten.

Der r ««vr»r
Duderstadt.

Abt. Weiß.  Tgb .-Nr . 3410.
Frankfurt  a . M., den 10. August 1915.
Bekanntmachung

Betrifft:  BeschlagnahmevonGroßviehhäuten.
Bezug: Generalkommando llc/B.  Nr . 2884 o. 29. t. 15.
Gemäß kriegsm. Verfügung K. R. A., C.h.  TI . 54'P. Io.

K. R. A„ ist die Firma tzeinr. Wilh. Lütgert in Guteroloh
— aus'  der Liste der zugelassenen Großhändler — " "
ihren Antrag gestrichen worden.

XVIII. Armeekorps.
Stellvertretendes Generalkommando.

Von seiten des Generalkommandos.
Im Aufträge.

Mootz , Oberstleutnant.
* * *

. £497. Diez,  den 18. August 1915.
Wird veröffentlicht im Anschluß an die im Kreisbl. Nr.

110 bekanntgegebene Liste der zugelassenen Großhändler
Der Landrat.
Duderstadt.

Nichtamtlicher Teil.

Englische Verleumdungstaktik.
WTB . Berlin,  18 . Aug. (Nichtamtlich .) Tie Norod.

Alla . Ztg . schreibt unter dem Titel : „Englische Verleum¬
dungstaktik " u. a.: Entsprechend der in der ganzen Weit
angewandten Verleumdungstaktik war man auch engll,cher-
seits in Südafrika seit Jahren bemüht, Mißtrauen
ge ge n Te u t s chl a n d zu säen. Seit 1907 erschienen von
Zeit zu Zeit aufhetzende Artikel gegen Teutschland , msbeson-
dere gegen Teutsch-Südwestafrika in leitenden britischen
Zeitungen Südafrikas . Trotzdem das Terrain so gut vor¬
bereitet war , hatte die Lügensaat doch nicht den Erfolg , den
General B o t h a bei Ausbruch des europäischen Krieges er¬
hoffte. Tie Burenbevülkerung widerstrebte , an der Botha-
ischen Expedition gegen Teutsch-Südwestafrika teilzunehmen.
Teshalb griff Botha zur zwangsweisen Kommandierung der
Buren zur Teilnahme an dem Eroberungsferdzug und ent¬
fesselte damit sogar einen Aufstand im eigenen Volk. Er

i iftafrfäi zu «impfen,
Jmtf er auf  unbestimmte Zeit ins Gefängnis unv führte
einen regelrechten Feldzug gegen ehemalige Waffengeno,sem,
weil sie sich weigerten, seine Politik mitzumachen. Ilm den
Miko ruck der Blutschuld abzuschwächen, sucht nunmehr Botha
lie früheren Unwahrheiten über deutsche Angriffs-
ab sichten durch angebliche Enthüllungen zu bekeaftrgen.
Tiefem Zwecke dienten die Reden, die er unlängst m Kap¬
stadt und anderen Städten Südafrikas gehalten hat . Man
fand, so erzählte er seinen Zuhörern , in Teutsch-Süowest-
afrika eine Karte , die die Verteilung der Welt nach denr
Frieden von Rom im Jahre 1916 darstellte ; sie zeigte ganz
Südafrika südlich vom Aequator als größeres Teutschland;
ein kleinerer Teil ist nur als Bnrenreservation davon aus-
aenommen. Auch habe man sestgestellt, daß Moritz iin Jahre
1913 einen 'Abgesandten nach Teutsch-Südwestafrika schickte
uuo von dort eine ermutigende Antwort erhielt , später,
aber immer noch vor Ausbruch des europäischen Krieges,
sandte Maritz nochmals einen Bevollmächtigten nach
Deutsch-Südwest, um zu erkunden, was von dort zur Unter-
stübung des Aufstandes an Artillerie , Waffen und Muni¬
tion erwartet werden könnte und wie weit die Unab¬
hängigkeit Südafrikas  garantiert würde . Ter
deutsche Gouverneur berichtete hierauf dem Kaiser und be¬
kam die Antwort , daß die Unabhängigkeit Südafrikas nicht
nur anerkannt , sondern garantiert werde unter der Voraus-
setznilg, daß der Aufstand sofort begonnen werde

Tie kindische Geschichte von der deutschen Landkarte , die
Botha als Beweis für die deutschen Eroberungsgeschichten
seinen Zuhörern vorzusetzen den Mut hatte , ist einer Wider¬
legung nicht wert . Zu den anderen Behauptungen Botha-
über die deutsche Anstiftung der Aufstandsbewegnng ist fest-
znstellen daß sie verleumderische Erfindungen
sind. Ter Gouverneur von Deutsch-Südwestafrika hat zu
einem solchen Zweck niemals mit Maritz verhandelt . Ter
Kaiser bat dem Gouverneur niemals eine angebliche Wei¬
sung gesandt, in welcher der sofortige Beginn des Aufstands
gefordert worden sein soll. Nicht Teutschland hat den Auf¬
stand angestiftet , wie Botha glauben machen will , Mdern
er selbst hat ihn mit seinem Befehl an die Buren zur Teil¬
nahme seiner Expedition zum Ausbruch gebracht Daß an
irgendwelches aggressives Vorgehen gegen die südafrikanische
Union im deutschen Schutzgebiet niemand gedacht hat , wertz
Botha ganz genau. Wir stellen hiermit fest, daß sogar in
den Mobilmachungsvorschriften oer Schutztrupps m
Teutsch-Südwestafrika ausdrücklich befohlen war , die
Grenze der südafrikanischen Union unter
keinen Umständen zu überschreiten  und ,ich
jeden aggressiven Vorgehens gegenüber der Union zu eut-
halten . Es ist sehr bezeichnend, daß Botha nur von deut >chen
Intrigen und Eroberungsabsichten spricht, denen er zuvor-
gekommen sein will , daß er aber die Korrespondenz nicht
erwähnt , die zwischen ihm und dem briti,chen General-
gouverneur bezw. dem britischen Staatssekretär der Kolo¬
nien nach Kriegsausbruch und vor der Expedition nach
Deutsch-Südwest stattgesunden hat . . . . . ..

Am 7. August telegraphierte der engli,che staats,ckretar
der Kolonien an den Generalgouverireur : Falls ẑhre Mi¬
nister wünschen und sich imstande fühlen , einige Teile von
Teutsch-Südwestafrika zu besetzen, nämlich Swakopmilnd,
Lüseritzbncht und die drahtlosen Stationen dastlbst und nn
Hinterland , so würden wir dies als eiyen großen wichti¬
gen Tienst für das Reich betrachten . Sie haben stdvch
zu betonen, daß alles Gebiet , das auf diese Weist besetzt
wird zur Verfügung der Reichsregierung stehen muß bcr der
schließlichen Auseinandersetzung am Kriegsende. Andere
britische Kolonien handeln auf gleiche Weise und unter dem¬
selben Einverständnis . — England  war es also, ^ as die
Besetzung der beiden Hafenplätze und der drahtlosen Station
in Windhuk bei Botha anregte und damit das Signal . zum
Kriege in Südafrika gab.
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